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Itter, am 21. November 2000 

 

 

K A N A L G E B Ü H R E N O R D N U N G  

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Itter hat in seiner Sitzung vom 13. November 2000 auf Grund des 

§ 15 Abs. 3 Ziffer 3 des Finanzausgleichsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 673/1978 in der jeweils gülti-

gen Fassung, folgende Kanalgebührenordnung beschlossen. 

 

§ 1 

Einteilung der Gebühren 

Zur Deckung des Kostenaufwandes der Gemeindekanalanlage, sowie der Beiträge an den Abwas-

serverband Wörgl – Kirchbichl und Umgebung erhebt die Gemeinde Gebühren in Form einer 

einmaligen Anschlussgebühr und einer laufenden Kanalbenützungsgebühr und einer Bereitstel-

lungsgebühr. 

 

§ 2 

Anschlussgebühr 

1) 

Die Anschlussgebühr dient zur Deckung der Kosten der Errichtung oder Erweiterung der Kanal-

anlage. 

2) 

Die Gebührenpflicht entsteht für jedes im Anschlussbereich der Kanalanlage liegende bebaute 

Grundstück mit der vollendeten Durchführung des Anschlusses an die Gemeindekanalanlage oder 

den regionalen Sammelkanal des Abwasserverbandes Wörgl – Kirchbichl und Umgebung. Bei 

freiwilligem Anschluss nicht anschlusspflichtiger Gebäude entsteht die Gebührenpflicht mit dem 

tatsächlichen Anschluss. 

3) 

Bei Zu- und Umbauten und bei Wiederaufbau von abgerissenen oder zerstörten Bauten entsteht 

die Beitragspflicht nur insoweit, als die Bemessungsgrundlage den Umfang der früheren über-

steigt. 

 

§ 3 

Kanalbenützungsgebühr 

1) 

Die Kanalbenützungsgebühr dient zur Deckung der Kosten für die Instandhaltung und den laufen-

den Betrieb der Kanalanlage und für die Deckung der Beiträge an den Abwasserverband Wörgl – 

Kirchbichl und Umgebung. 

Die Kanalbenützungsgebühr wird vom Gemeinderat jährlich nach dem durchschnittlichen Jahres-

erfordernis der Anlagen (laufende Betriebskosten, Beiträge an den AWV Wörgl – Kirchbichl und 

Umgebung, Darlehenstilgung und Zinsendienst sowie Erneuerungsrücklagensammlung) festge-

setzt. 

 

2) 



Die Gebührenpflicht entsteht ab dem vollendeten Anschluss eines bebauten Grundstückes an die 

Gemeindekanalanlage oder an den regionalen Sammelkanal des AWV Wörgl – Kirchbichl und 

Umgebung. 

3) 

Die Vorschreibung erfolgt bescheidgemäß und wird vierteljährlich festgesetzt. Die ersten drei 

Jahreszahlungen werden als Akontozahlungen entsprechend dem Wasserverbrauch des vorange-

gangenen Jahres vorgeschrieben, bei der letzten Vorschreibung erfolgt die Abrechnung nach dem 

tatsächlichen Wasserverbrauch. 

 

§ 4 

Berechnung der Anschlussgebühr 

1) 

Die Bemessungsgrundlage für die Anschlussgebühr ist die Baumasse im Sinne des § 2 Abs. 4 des 

Tiroler Verkehrsaufschließungsabgabengesetzes (LGBl. 22/1998) des(r) auf dem anzuschließen-

den Grundstück bestehenden Gebäude(s). 

2) 

Garagen, auch freistehend, werden mit 50 % der Baumasse bei der Bemessung der Anschlussge-

bühr herangezogen. 

3) 

Holzlegen und Abstellräume, sowie Gartenhäuschen ohne Wasseranschluss werden zur Bemes-

sung der Anschlussgebühr nicht herangezogen. 

4) 

Gewerbliche Betriebsräume und Hallen, die ausschließlich der Lagerung dienen, werden zur Be-

messung der Anschlussgebühr nicht herangezogen. 

5) 
Bei landwirtschaftlichen Gebäuden wird nur das Wohngebäude zur Bemessung herangezogen. 

Stallgebäude und Tennen mit Ausnahme der Milchkammer bleiben außerhalb der Bemessungs-

grundlage. 

6) 

Die Anschlussgebühr wird nach erfolgtem Anschluss bescheidmäßig in 2 gleichen Halbjahresra-

ten vorgeschrieben. Der erste Teilbetrag ist ein Monat nach Zustellung des Bescheides fällig. Der 

zweite Teilbetrag ist ein halbes Jahr nach der Fälligkeit des ersten Teilbetrages fällig. 

7) 

Die Höhe der Anschlussgebühr wird vom Gemeinderat jährlich festgesetzt. 

 

§ 5 

Bemessungsgrundlage und Höhe der Kanalbenützungsgebühr 

1) 

Bemessungsgrundlage ist der Wasserverbrauch. Bei Objekten, die an die Gemeindewasserleitung 

angeschlossen sind, wird der Wasserverbrauch gemäß der geltenden Wasserleitungsordnung mit 

Zählern gemessen. 

2) 

Bei Objekten, die über eine Wassergenossenschaft versorgt werden oder über eine Privatwasser-

versorgung verfügen, ist ein Wasserzähler einzubauen. Der Zähler wird von der Gemeinde einge-

baut und dafür eine jährliche Zählergebühr (Zählermiete) eingehoben, deren Höhe vom Gemein-

derat festgesetzt wird. 

 



3) 

Sollte aus irgendeinem Grund (z.B. Defekt am Wasserzähler etc.) der Verbrauch der Wassermen-

ge nicht feststellbar oder unverhältnismäßig hoch oder niedrig sein, so ist die Kanalbenützungsge-

bühr entweder am Vorjahresverbrauch oder in Einschätzung nach Vergleichsobjekten zu bemes-

sen. 

4) 

Für landwirtschaftliche Betriebe wird bei der Berechnung der Kanalbenützungsgebühr die in Stal-

lungen verbrauchte Wassermenge abgezogen. Diese ist jedoch mittels eines Subzählers zu erfas-

sen. Für den Einbau von Subzählern haben die Inhaber der landwirtschaftlichen Betriebe selbst zu 

sorgen und alle dafür entstehenden Kosten zu tragen. Die Stelle an der Wasserleitung, an welcher 

der Wasserzähler angebracht wird, ist mit der Gemeinde vor Einbau desselben festzustellen. 

Übersteigt der mit dem Subzähler festgestellte Wasserverbrauch pro Jahr die Summe von 15 

m³/GVE, so ist die darüberliegende Menge in die Bemessung der Kanalbenützungsgebühr einzu-

beziehen, läuft auch das Wasser der Milchkammer ganz oder teilweise über den Stallwasserzähler, 

dann nur eine Summe von 14 m³/GVE. 

Wenn für den Stall noch kein Subzähler eingebaut ist, wird bei der Berechnung der Kanalgebühr 

pro Jahr für jede Großvieheinheit 10 m³ von der durch den Wasserzähler gemessenen Menge in 

Abzug gebracht. Maßgebend ist der Stand nach der letzten Viehzählung. 

Die GVE werden jährlich von der Berechnung der Landwirtschaftskammer übernommen. 

5) 

Werden bei bestimmten Objekten größere Wassermengen außerhalb des Hauses verbraucht (z.B. 

Schwimmteich, Gärtnerei), so ist auf Kosten des Eigentümers ein Subzähler zur Messung dieser 

Wassermenge anzubringen. Diese verbrauchte Wassermenge wird zur Berechnung der Kanalge-

bühr nicht herangezogen, wenn eine allfällige Ableitung nicht in die öffentliche Kanalisation er-

folgt. 

Bei Tennisplätzen wird für das zum Befeuchten der Plätze erforderliche Wasser keine Kanalbe-

nützungsgebühr eingehoben. 

6) 

Die jährliche Kanalbenützungsgebühr für einen Hof bzw. Straßeneinlauf (Oberflächenwasserka-

nal oder Kanalanlage mit Mischsystem) beträgt S 50,--. 

7) 

Für die Einleitung der Dachwässer (Oberflächenwasserkanal oder Kanalanlage mit Mischsystem) 

wird eine jährliche Gebühr von S 0,30 / m² Dachfläche eingehoben. 

Bei landwirtschaftlichen Gebäuden wird nur das Wohngebäude zur Bemessung herangezogen. 

Remisen, Tennen, Abstellräume für landwirtschaftliche Maschinen und Geräte, Stallgebäude blei-

ben außerhalb der Bemessungsgrundlage. 

8) 

Die Höhe der Kanalbenützungsgebühren wird vom Gemeinderat jährlich nach m³-

Wasserverbrauch festgesetzt. Auch eine Mindestgebühr, die bei Kleinverbrauchern höher liegt als 

dem tatsächlichen Verbrauch entsprechen (z.B. für Freizeitwohnsitze), wird vom Gemeinderat 

festgesetzt! 

 

 

 

 

 

 

 

§ 6 



Bereitstellungsgebühr 

 

Für die Bereitstellung der Anlagen werden die Kosten für eine Mindestmenge von 30 m³ Wasser-

verbrauch für Einpersonenhaushalte, 60 m³ für Zweipersonenhaushalte und Freizeitwohnsitze –

festgelegt. Diese Kosten sind nur dann vorzuschreiben, wenn der tatsächliche Jahresverbrauch 

(festgestellt im Rahmen der jährlichen Zählerablesung) niedriger ist. 

 

 

§ 7 

Sonderbestimmungen 

Treten Mängel und Schäden auf, die durch Rückstau infolge von Naturereignissen, wie Hochwäs-

ser, starke Niederschläge und Schneeschmelze oder durch Hemmungen im Wasserablauf hervor-

gerufen werden, hat der Grundstückseigentümer keinen Anspruch auf Schadenersatz oder Ermä-

ßigung der Gebühren durch die Gemeinde. 

 

§ 8 

Gebührenschuldner und Haftung 

1) 

Als Gebührenschuldner gilt der zum Zeitpunkt der Entstehung der Gebühren jeweilige Eigentü-

mer des Grundstückes. 

2) 

Für die Entrichtung der Benützungsgebühren haften neben den Eigentümern der angeschlossenen 

Objekte die Benützungsberechtigten (Mieter, Pächter, Wohnungsberechtigte etc.) anteilsmäßig als 

Gesamtschuldner. 

3) 

Für die entstehenden Gebühren haftet auf dem Grundstück ein gesetzliches Pfandrecht. 

 

§ 9 

Verfahrensbestimmungen 

Für das Verfahren gelten die Bestimmungen der Tiroler Landesabgabenordnung, LGBl. Nr. 

34/1984, idF. LGBl. 89/1993 und LGBl. 13/1994, in der jeweils gültigen Fassung. 

 

§ 10 

Inkrafttreten 

Diese Kanalgebührenordnung tritt mit 01.01.2001 in Kraft. 

Die bisherige Kanalgebührenordnung tritt gleichzeitig außer Kraft. 


